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Vorbereitung I ntegra tionsges präch
 Sind w eitere Abklärungen notwendig?
 Welche Inte grationsziele s oll en 

mit welchen Ma ssnahmen ei ngefordert 
werden? 

Konzept: Prozess  Fordern und Sanktionieren  
Die Bereiche Fordern und Sanktionieren beschreiben, wie Gemeinden (Bereich Fordern) und der Kanton (Bereich 
Sanktionieren) bei Personen mit ungünstigem Integrationsverlauf deren Integration einfordern und allenfalls 
ausländerrechtliche Konsequenzen vollziehen. Die gesetzliche Grundlage bildet das revidierte Ausländer- und 
Integrationsgesetz (AIG).

Te il 1: Fordern Gemeinde
Das vorliegende Konzept beschreibt modellartig, wie Integrationsbeauftragte (IB) den Bereich Fordern alleine oder in Zusammenarbeit mit den 
Regelstrukturen1 umsetzen können. Der Prozessbeschrieb ist, zusammen mit den Erläuterungen und Dokumenten, als Hilfestellung gedacht. 
Einzig der Prozessschritt «weiterleiten», der die Meldung einer Person an den Kanton beschreibt, ist wie beschrieben durchzuführen. 
Vorgängig definiert die strategische Leitung, aufgrund der Ausgestaltung der kommunalen Integrationsförderung, wie die Regelstrukturen bei 
Ausländerinnen oder Ausländern mit ungünstigem Integrationsverlauf reagieren sollen/können. Sie definiert zudem die Zusammenarbeit und 
die Schnittstellen im Bereich Fordern zwischen den Integrationsbeauftragten und den Regelstrukturen. 
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IB erhält Hi nwei s zu 
Person mit ungenü-
ge nder I ntegration

IB ist zuständi g?

Information per Telefon, 
Mail, Brief oder Broschüre

Ges präch 
mit AusländerIn 

si nnv oll?
nein  

ja

Integrations -
ge spräch maxi?

Dokumente für Gemeinden 
im CUG

 Anleitung start.integration 
Fordern

 Übersicht: Prozess Fordern

 Infoblatt: Integrationskriterien 

 Infoblatt: Nachweis von 
Sprachkompetenzen

Vorprüfen
Die oder der Integrationsbeauftragte klärt 
bei Hinweisen auf die ungenügende 
Integration einer Ausländerin oder eines 
Ausländers ab, welche Integrationsziele 
nicht erreicht sind. Grundlage dazu bilden 
die Integrationskriterien des Ausländer- 
und Integrationsgesetzes. Nach Klärung 
der Zuständigkeit werden geeignete 
Massnahmen abgeklärt und das weitere 
Vorgehen festgelegt (bei Hinweisen, die 
für den Integrationsverlauf nicht schwer-
wiegend sind, informiert sie die Regel-
struktur oder die Ausländerin oder den 
Ausländer entsprechend).

Information an hinweis-
gebende Regelstruktur

nein  

Worum geht es?
 Welche Inte grationsziele s ind ni cht 

erreicht?
 Zuständigk eit?
 Abklärung geeigneter Mass nahmen

Vorla dung zu 
Integrations gespräch 

maxi

ja

Durchführung 
Integrations gespräch ma xi

Erfolg ja  

Überprüfung: 
vereinbarte I ntegra-

tionsmass nahme  
erfül lt?

Meldung an den Kanton 
(Art. 97 Abs. 3 lit . e AI G)

 Beschrieb: Integrationsgespräch 
midi und maxi

Erläuterungen

Vorbereiten
Die oder der Integrationsbeauftragte hält 
ein Gespräch mit der Ausländerin oder dem 
Ausländer für sinnvoll. Sie trifft, falls not-
wendig, weitere Abklärungen und arbeitet 
mit den involvierten Regelstrukturen 
zusammen. 
Das Ziel des Gesprächs, die Gesprächsteil-
nehmenden, die zu erreichenden 
Integrationsziele und die entsprechenden 
geeigneten Massnahmen werden definiert. 
Das Integrationsgespräch midi wird 
durchgeführt, wenn es darum geht, die 
Ausländerin oder den Ausländer zu moti-
vieren, kurz zu beraten, die Erwartungen 
aufzuzeigen und Integrationsmassnahmen 
zu fordern. 
Das Integrationsgespräch maxi wird durch-
geführt, wenn es darum geht, definierte 
Integrationsmassnahmen einzufordern, 
deren Einhaltung zu überprüfen und bei 
Nichteinhaltung eine Meldung an den 
Kanton aufgrund ungenügender Integra-
tion anzukündigen.

 Muster: Vorladung zu einem 
Integrationsgespräch maxi

 Muster: Protokoll Integra-
tionsgespräch maxi

Vereinbaren
Für das Gespräch maxi wird eine Vorladung 
zu einem Integrationsgespräch verschickt. 
Das Integrationsgespräch maxi hat zum 
Ziel, die erwarteten Integrationsziele fest-
zulegen und zu vereinbaren, mit welchen 
Massnahmen diese erreicht werden sollen. 
Die Einhaltung der Massnahmen wird 
überprüft und die Meldung gemäss 
Art. 97 Abs. 3 lit. e AIG an den Kanton 
angedroht.
Das Protokoll dient gleichzeitig auch als 
Gesprächsleitfaden. 
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Einladung und Durchführung 
Integrationsgespräch midi, 

Integration fordern und 
Erwartungen formulieren
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 Meldeformular start.integrationWeiterleite n
Wenn die Ausländerin oder der Ausländer 
die mit der Gemeinde vereinbarten 
Massnahmen nicht eingehalten oder das 
Gespräch verweigert hat, kann der oder die 
Integrationsbeauftragte eine Meldung an 
den Kanton (Amt für soziale Sicherheit) 
gemäss Art. 97 Abs. 3 lit. e AIG mit dem 
Zweck der Überprüfung von ausländer-
rechtlichen Konsequenzen aufgrund 
ungenügender Integration machen. Die bis 
anhin unternommenen Anstrengungen der 
Gemeinde betreffend Integration der 
Ausländerin oder des Ausländers müssen 
beschrieben werden. 

ja

nein

1Regelstrukturen sind zum Beispiel Kindertagesstätten, Spielgruppen, Schule; Berufs- und Weiterbildung; Arbeitswelt; Institutionen der sozia len Sicherheit; Gesundheitswesen; Raumplanung; Sport, Medien und Kultur.



Vorbereitung I VB 
 Festlegen I ntegrationszi ele und 

ge eignete Massnahmen
 Festlegen Mass nahme bei 

Nichteinhal tung
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IVB mögli ch und 
ge eignet?
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 Vorgaben für Sanktionen v orhanden?
 Weitere Abklärungen bezüglich ni cht 

erreichter Integrations kriterien 
 Weiteres Vorgehen defini eren

Vorla dung zu IVB

Ges präch mit Abs chlus s 
IVB und Verpfli chtung zu 
Integrations mas sna hmen

Erfolg ja 
Kontroll e:

IVB eingehalten?
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Prüfung Voll zug 
ausländerrechtlicher 

Massnahmen
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Te il 2: Sanktionieren Kanton
Der Kanton (das Amt für soziale Sicherheit in Zusammenarbeit mit dem Migrationsamt) definiert die Kriterien zum Abschluss von Integrations-
vereinbarungen (IVB)2 und die ausländerrechtlichen Massnahmen bei Nichteinhaltung. Mit der Meldung einer Person im Rahmen von 
start.integration durch den oder die Integrationsbeauftragten der Gemeinde wird der Kanton verpflichtet, die Integration der gemeldeten Person 
zu überprüfen und aufgrund der geltenden gesetzlichen Grundlagen ausländerrechtliche Massnahmen zu treffen.

 Anleitung start.integration
(Kapitel: Informationen 
Sanktionieren)

Vorprüfen
Der Kanton (Amt für soziale Sicherheit in 
Zusammenarbeit mit dem Migrationsamt) 
überprüft die weitergeleiteten Unterlagen 
und trifft weitere Abklärungen bezüglich 
nicht erreichter Integrationsziele und 
bestimmt das weitere Vorgehen. 

Mögliche Vorgehensweisen sind:
 Der Abschluss einer IVB ist nicht möglich 

mangels gesetzlicher Grundlagen.
 Der Abschluss einer IVB ist nicht 

geeignet. 
 Die Unterlagen gehen zurück an die 

Gemeinde, da die Voraussetzungen für 
eine kantonale Intervention nicht 
gegeben sind. 

 Der Abschluss einer IVB ist rechtlich 
möglich und geeignet. 

 andere ausländerrechtliche Massnahmen 
werden durch das Migrationsamt 
geprüft. 

Vorbereiten
Entscheidet der Kanton eine IVB 
durchzuführen, wird der Ausländer oder 
die Ausländerin zu einem Gespräch mit 
Abschluss einer Integrationsvereinbarung 
vorgeladen. Ein qualifizierter Dolmetscher 
wird bei Bedarf von Amtes wegen aufge-
boten. Vorgängig werden die erwarteten 
Integrationsziele und Massnahmen 
definiert und die ausländerrechtlichen 
Massnahmen bei Nichteinhaltung 
festgelegt.
Bei Bedarf wird die oder der Integrations-
beauftragte und/ oder weitere Regel-
strukturen in die Vorbereitung der IVB 
miteinbezogen.

Verpfli chte n
Das Gespräch mit Abschluss einer IVB wird 
gemäss Protokollvorlage durchgeführt. 
Darin werden die gesetzlichen Grundlagen 
erläutert, die verlangten Integrationsziele 
mitgeteilt und die Verpflichtung zu 
konkreten Integrationsmassnahmen inkl. 
Fristen und Finanzierung und dem Hinweis 
auf die Kontrolle der Einhaltung der 
Massnahmen festgehalten. 
Die ausländerrechtlichen Massnahmen bei 
Nichteinhaltung der IVB sind schriftlich 
festgehalten.
Die oder der Integrationsbeauftragte wird 
über die abgeschlossene IVB informiert. 
Falls Beratung oder Begleitung zur 
Umsetzung der IVB notwendig ist, liegt 
diese in der Zuständigkeit der Gemeinde.

Voll ziehen
Hält der Ausländer oder die Ausländerin 
die Integrationsvereinbarung nicht ein, 
wird die angekündigte ausländerrechtliche 
Massnahme durch das Migrationsamt 
geprüft.
Das Migrationsamt kann aber auch direkt 
ausländerrechtliche Massnahmen voll-
ziehen.

Meldung der Gemei nde
(Art. 97 Abs. 3 lit . e AI G)

andere Vorgehensweisenein

2Bei fehlenden gesetzlichen Grundlagen ist die  Abgabe einer Integrat ionsempfehlung möglich.
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